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Samtgemeinde Bersenbrück  Bersenbrück, den 20. Nov. 2017 

Fachdienst II: Service und Finanzen 
 
 

Beschlussvorlage Samtgemeinde 

 

Vorlage Nr.: 227/2017 

 

Betrauungsakt Tourismusverband Osnabrücker Land e.V. 

Beratungsfolge:  

Gremium Datum Sitzungsart Zuständigkeit TOP-Nr. 

Ausschuss für Finanzen und Beteiligungen 28.11.2017 öffentlich Vorberatung  

Samtgemeindeausschuss 04.12.2017 nicht öffentlich Vorberatung  

Samtgemeinderat 14.12.2017 öffentlich Entscheidung  

 
 
Beschlussvorschlag: 

1. Der Rat der Samtgemeinde Bersenbrück betraut den Tourismusverband 
Osnabrücker Land nach Maßgabe des als Anlage 1 beigefügten    
Betrauungsaktes. 

2. Der Rat der Samtgemeinde Bersenbrück verpflichtet den jeweiligen Vertreter 
des Rates der Samtgemeinde Bersenbrück in der Mitgliederversammlung des 
Tourismusverbandes Osnabrücker Land e.V. 
a) auf die Einhaltung des Sicherstellungsauftrages nach § 2 des 

Betrauungsaktes und 
b) auf die Einbringung der in § 3 des Betrauungsaktes aufgeführten 

Dienstleistungen hinzuwirken. 
3. Der Rat der Samtgemeinde Bersenbrück nimmt die erforderliche Änderung 

der Verbandssatzung des Tourismusverbandes Osnabrücker Land e.V. laut 
Anlage 2 zur Kenntnis und weist die in die Mitgliederversammlung entsandten 
Vertreter an, dort jeweils auf eine Umsetzung des Betrauungsaktes durch 
Änderung der Verbandessatzung bis spätestens 31.12.2018 dergestalt 
hinzuwirken, dass die Mitgliederversammlung durch jeweiligen Beschluss eine 
entsprechende Weisung des Vorstands an die jeweilige Geschäftsführung 
erteilt. Sie werden außerdem angewiesen, alle in Verbindung mit dem 
Beschluss des Betrauungsaktes erforderlichen Regelungen zu treffen, 
insbesondere die in diesem Zusammenhang erforderlichen rechtsverbind-
lichen Erklärungen abzugeben und Handlungen vorzunehmen, die in dem 
Zusammenhang mit dem Betrauungsakt erforderlich und/oder zweckmäßig 
erscheinen. 

4. Der Samtgemeindebürgermeister wird ermächtigt, den Betrauungsakt als 
Verwaltungsakt an den Tourismusverband Osnabrücker Land e.V. zu erlassen 
und bekannt zu geben. 

5. Falls sich aufgrund rechtlicher Beanstandungen durch die Urkundsbeamten, 
die Aufsichtsbehörden oder das Registerrecht sowie aus  steuerlichen oder 
aus sonstigen Gründen Änderungen an dem Betrauungsakt und/oder der 
Vereinsatzung als notwendig oder zweckmäßig erweisen, erklärt sich der 
Samtgemeinderat mit diesen Änderungen einverstanden, sofern hierdurch der 
wesentliche Inhalt  dieses Beschlusses und dessen Anlage sowie die Satzung 
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des Tourismusverbandes Osnabrücker Land e.V. nicht verändert werden. 
Der Samtgemeindebürgermeister wird außerdem ermächtigt, den in der 
Anlage 1 zu dieser Beschlussvorlage beigefügten Betrauungsakt während 
seiner Laufzeit im Rahmen der künftigen Rechtsentwicklung den jeweiligen 
Erfordernissen anzupassen. 

6. Der Beschluss steht unter dem Vorbehalt, dass der Landkreis Osnabrück 
sowie die Städte und Gemeinden bzw. Samtgemeinden, Stadt Osnabrück 
Gemeinde Bad Essen, Stadt Bad Iburg, Gemeinde Bad Laer, Gemeinde Bad 
Rothenfelde, Gemeinde Belm, Gemeinde Bissendorf, Gemeinde  Bohmte, 
Stadt Bramsche, Stadt Dissen, Stadt Georgsmarienhütte, Gemeinde Glandorf, 
Gemeinde Hagen, Gemeinde Hasbergen, Gemeinde Hilter, Stadt Melle, 
Gemeinde Ostercappeln, Gemeinde Wallenhorst, Samtgemeinde Artland, 
Samtgemeinde Fürstenau, Samtgemeinde Neuenkirchen sowie die im 
Zweckverband „Erholungsgebiet Hasetal“ zusammengeschlossenen Städte, 
Gemeinden und Samtgemeinden, Stadt Meppen, Stadt Haselünne, 
Samtgemeinde Herzlake, Stadt Löningen, Gemeinde Essen, Gemeinde 
Lindern, Gemeinde Lastrup gleichlautende Beschlüsse fassen. 

 
 
 
1. Finanzielle Auswirkungen 
  Ja 

  Nein 

 
 
 
2. Beteiligte Stellen: 
Erster Samtgemeinderat 
Samtgemeindebürgermeister 
 
Sachverhalt: 
 
Das europäische Beihilferecht ist in den Artikeln 107 und 108 des „Vertrages über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union“ (sog. Lissabon-Vertrag, nachfolgend: „AEUV“) 
geregelt. Danach sind aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen, die durch die 
Begünstigung bestimmter Unternehmen den Wettbewerb verfälschen oder zu 
verfälschen drohen, mit dem Binnenmarkt unvereinbar, soweit sie den Handel 
zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigen (Art. 107 Abs. 1 AEUV). Unter dieses 
Beihilfeverbot fallen nicht nur direkte Zuschüsse, sondern weitere mögliche 
wirtschaftliche Vorteile (z.B. Kapitalzuführungen ohne Aussicht auf angemessene 
Gewinnausschüttung, Verlustübernahmen, Übernahme von Bürgschaften ohne 
Avalprovisionen, günstige Kredite), die den Wettbewerb verzerren können. 

Wird eine Beihilfe aus staatlichen Mitteln gewährt, bei der nicht ausgeschlossen 
werden kann, dass sie den Wettbewerb verfälscht und hierdurch den Handel 
zwischen den Mitgliedsaaten beeinträchtigt, muss sie grundsätzlich bei der EU-
Kommission angezeigt und notifiziert werden. Diese prüft dann, ob die 
Mittelgewährung mit dem Binnenmarkt vereinbar ist. Hierfür gibt es verschiedene 
Ausnahmeregelungen. 

Die EU-Kommission erkennt im Rahmen von Artikel 106 AEUV an, dass 
Mitgliedstaaten bestimmte Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem 
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Interesse (DAWI) erbringen müssen („DAWI-Mitteilung“). Hierbei handelt es sich z.B. 
um Dienstleistungen im Gesundheitsbereich, die Wiedereingliederung in den 
Arbeitsmarkt oder die Betreuung und soziale Einbindung sozial schwacher 
Bevölkerungsgruppen.  

Bei der Definition von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse 
steht den Mitgliedstaaten ein erhebliches Ermessen zu. Nach herrschender Meinung 
ist auch die (touristische) Wirtschaftsförderung unter diese Dienstleistungen zu 
fassen.  

Charakteristisch für DAWI ist, dass sie nicht oder nicht in der notwendigen Breite 
ohne die Gewährung von staatlichen Mitteln vom Markt bereitgestellt werden. 
Weiterhin erkennt die EU-Kommission an, dass ein Mitgliedsstaat diese 
Dienstleistungen nicht zwingend selbst erbringen muss, sondern auch Dritte mit der 
Erbringung betrauen und hierfür Ausgleichsleistungen gewähren kann. 

Staatliche Ausgleichsleistungen für die Erbringung von DAWI können Beihilfen im 
Sinne von Art. 107 Abs. 1 AEUV sein. Für diese Beihilfen sind Ausnahmeregelungen 
geschaffen worden. So sind staatliche Beihilfen für DAWI, deren Wert in drei 
aufeinanderfolgenden Steuerjahren 500.000 Euro nicht übersteigen mit dem 
Binnenmarkt vereinbar und müssen nicht angezeigt werden („DAWI-De-minimis-
Verordnung“).  

Staatliche Beihilfen im Wert von über 200.000 Euro bis zu 500.000 Euro in drei 
aufeinanderfolgenden Steuerjahren sollen vorsorglich durch einen Betrauungsakt auf 
Basis des „DAWI-Freistellungsbeschlusses“ der EU-Kommission mit dem 
Binnenmarkt vereinbar gestellt werden. Der „DAWI-Freistellungsbeschluss“ regelt 
u.a. die Fälle von Ausgleichsleistungen von nicht mehr als 15 Mio. EUR pro Jahr für 
die Erbringung von DAWI. Diese müssen unter bestimmten Voraussetzungen nicht 
bei der EU-Kommission angemeldet werden und sind somit von der 
Notifizierungspflicht ausgenommen. Voraussetzung für diese DAWI-Freistellung ist 
allerdings ein formeller Betrauungsakt. Der Freistellungsbeschluss der EU-
Kommission enthält die hierzu inhaltlichen Vorgaben: 

a) Gegenstand und Dauer der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen; 

b)  Angaben über das Unternehmen und gegebenenfalls das betreffende Gebiet; 

c) Angaben zu Art und Umfang etwaiger dem Unternehmen durch die 
Bewilligungsbehörde gewährter ausschließlicher oder besonderer Rechte; 

d) eine Beschreibung des Ausgleichsmechanismus und der Parameter für die 
Berechnung, Überwachung und Änderung der Ausgleichsleistungen; 

e) Maßnahmen zur Vermeidung und Rückforderung von 
Überkompensationszahlungen 

f) einen Verweis auf den jeweiligen Betrauungsbeschluss der Vertretung der 
jeweiligen Gebietskörperschaft, 

g) zwingend einen Verweis auf den Freistellungsbeschluss der EU-Kommission. 

Weder EU Kommission, noch die Rechtsprechung insbesondere des Europäischen 
Gerichtshofs haben bislang ausdrücklich anerkannt bzw. verbindlich in ihren 
Beschlüssen bestätigt, dass es sich bei den Förderungen an kommunale 
(touristische) Wirtschaftsförderungsgesellschaften um beihilferechtlich gerechtfertigte 
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Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse handelt, noch dass es 
sich bei solchen Förderungen nicht um staatliche Beihilfen handelt.  

Um dem EU-Beihilferecht zu entsprechen, ist daher eine offizielle Betrauung des 
Tourismusverbandes Osnabrücker Land e.V. erforderlich, wie dies auch schon beim 
Zweckverband „Erholungsgebiet Hasetal“ erfolgt ist. Der Beschlussvorschlag wurde 
daher allen Mitgliedern des TOL mit der Bitte um Beschlussfassung in den 
entsprechenden Gremien übersandt. 
 
 
 
 
Integrations- / Gleichstellungspolitische Auswirkungen 
 keine 
 
 
            gez. Dr. Baier                                                              gez. Güttler 
Samtgemeindebürgermeister                                       Erster Samtgemeinderat 
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